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die Rahmenbedingungen innerhalb 
unserer Universität haben sich in der 
jüngsten Vergangenheit verändert. Zum 
einen sind die Beschränkungen auf-
grund der Corona-Pandemie auf dem 
Campus mittlerweile gänzlich wegge-
fallen und Begegnungen in Forschung, 
Lehre und Verwaltung sind erfreulicher-
weise wieder so möglich wie zuvor. Zum 
anderen hat seit Herbst 2022 ein neues 
Rektorat die Arbeit aufgenommen, das 
– stärker als bisher – auf Transparenz, 
Beteiligung und Kommunikation bei 
seiner Tätigkeit setzt. Beides sind Ent-
wicklungen, die der Personalrat sehr 
begrüßt.

Leider hat sich an einer grundlegenden 
Rahmenbedingung seit all den Jahren 
nichts Wesentliches geändert: Unser 
Handeln als Universität Bremen ist 
weiter gekennzeichnet von einer chro-
nischen Unterfinanzierung! Diese be-
gegnet uns u. a. in Form von maroden 
Gebäuden oder weiter voranschreiten-
der Arbeitsverdichtung, die Beschäftigte 
zum Teil krank macht.

Vor diesem Hintergrund ist es nicht 
hinnehmbar, was aktuell im Zuge der 
geplanten Verlegung von Teilen der 
Universität in die Innenstadt politisch 

diskutiert wurde. Durch die neuen Räum-
lichkeiten in der Innenstadt können vo-
raussichtlich einige Anmietungen im 
Technologiepark aufgegeben werden. 
Die Kosten für die Flächen im ehemali-
gen Landesbankgebäude liegen jedoch 
wesentlich höher. Die Einsparungen 
durch geplante Abmietungen können nur 
einen Teil der Betriebs- und Nebenkos-
ten des Unistandorts am Domshof kom-
pensieren. Die eigentlichen Mietkosten 
kommen jedoch noch oben auf und sind 
laut Senatsvorlage im Rahmen des zur 
Verfügung stehenden Ressortbudgets 
der Senatorin für Wissenschaft und Hä-
fen zu finanzieren.

Als Personalrat fordern wir alle Parteien, 
die so vehement für einen Teilumzug der 
Universität in die Innenstadt eintreten, 
auf, sich klar dazu zu bekennen, dass 
die hierdurch entstehenden Mehrkosten 
dem Wissenschaftshaushalt zusätzlich 
und dauerhaft zugewiesen werden. Eine 
Maßnahme, die vor allem die Attraktivi-
tätssteigerung der Innenstadt zum Ziel 
hat, darf keine weiteren Einsparungen in 
Lehre, Forschung, Technik und Verwal-
tung zur Folge haben und damit unsere 
Arbeit weiter belasten.
 
Euer Personalrat

Liebe Kolleg:innen,

Spardruck erzeugt oftmals Überdruck
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„Gute Arbeit an den Bremischen Hochschulen“  
Evaluation und Weiterentwicklung des Rahmenkodex
► 2016 wurde in einer von der Senatorin 
für Wissenschaft auf gewerkschaftliche 
Anregung einberufenen Arbeitsgruppe 
der Rahmenkodex »Vertragssituationen 
und Rahmenbedingungen von Beschäf-
tigten an den staatlichen Bremer Hoch-
schulen« ausgehandelt.

Beteiligt waren die Personalräte und 
Hochschulleitungen der vier staatlichen 
Bremer Hochschulen, Gewerkschaf-
ten, Arbeitnehmerkammer und weitere 
Interessenvertretungen. Diese erste 
Fassung des Kodex enthielt allgemeine 
Absichten sowie einige Verbesserungs-
vorhaben, die an den jeweiligen Hoch-
schulen weiter konkretisiert werden 
sollten. Schon bei der Aushandlung war 
klar, dass das unterzeichnete Papier nur 
der Beginn eines andauernden Prozes-
ses sein kann. Ein Jahr später wurde 
dann auch im Bremische Hochschul-
gesetz verankert, dass der Rahmenko-
dex von der Arbeitsgruppe evaluiert und 
weiterentwickelt wird. 

Nach einigen Verzögerungen hat 2022 
nun ein erster Evaluationsprozess be-
gonnen – zunächst mit einer systema-

tischen Befragung der am Rahmenkodex 
beteiligten Akteure. Inzwischen liegt hierzu 
der von der Kooperationsstelle Hochschu-
len und Gewerkschaften in Göttingen er-
stellte Bericht vor (siehe Kasten), der nun 
als Grundlage für die weiteren Gespräche 
und Verhandlungen dient. Dem Bericht 
zufolge hat der Rahmenkodex eine Reihe 
von Maßnahmen zu Verbesserungen bei 
Vertragsbedingungen, Personalplanung, 
Personalentwicklung und Weiterbildung in 
den beteiligten Hochschulen angestoßen. 
Neben verschiedenen Fortschritten blei-
be – so heißt es dort weiter – aber noch 
viel zu tun, da Hürden die Umsetzung er-
schweren.

Wie geht es jetzt weiter?

Bei den jetzt begonnenen Verhandlungen 
zur Weiterentwicklung des Rahmenkodex, 
wird es daher insbesondere auch darum 
gehen, die Zielsetzungen zu schärfen und 
die Umsetzung an den Hochschulen zu 
verbessern. Die Wissenschaftsbehörde, 
die den Prozess moderiert, hebt die Not-
wendigkeit einer hohen Verbindlichkeit bei 
der Umsetzung der Ziele und Absprachen 
hervor. Ein regelmäßiger hochschulinter-

Der Evaluationsbericht zum Rahmenkodex ist auf fol-
gender Seite zum Download verfügbar: 
https://doi.org/10.47952/gro-publ-115

ner und hochschulübergreifender Informa-
tionsaustausch sowie ein kontinuierlicher 
Begleitprozess über Zielerreichung, Zwi-
schenziele und getroffene Maßnahmen 
können nach Sicht der Behörde hierfür 
wesentliche Schritte sein. 

Der Personalrat der Universität, der seit 
Beginn Teil der Arbeitsgruppe ist, begrüßt 
den jetzt gestarteten Evaluations- und 
Weiterentwicklungsprozess. In der Zu-
sammenarbeit von Hochschulleitungen, 
Behörde und Arbeitnehmervertretungen 
liegt eine Chance, in der Sache qualita-
tiv einen großen Schritt voranzukommen. 
Ziel muss es sein, erkannten Problemen 
entgegenzuwirken und die Beschäfti-
gungs- und Arbeitsbedingungen in allen 
Personalkategorien systematisch weiter 
zu verbessern. Dies hilft den Bremischen 
Hochschulen, Fachkräfte zu halten und zu 
gewinnen und so die Attraktivität des Wis-
senschaftsstandorts Bremen zu sichern. 

Soweit der aktuelle Zwischenstand - wir 
werden weiter über die Fortschritte bei der 
Überarbeitung und Umsetzung des Rah-
menkodex berichten.■	

"Die externe wissenschaftliche Evaluation zeigt, dass der 
Bremer Rahmenkodex eine Reihe an Verbesserungen der 
Beschäftigungsbedingungen in den beteiligten Hochschulen 
ausgelöst hat. Deshalb werden wir an diesem Instrument 
festhalten und es unter enger Beteiligung aller Partnerinnen 
und Partner weiterentwickeln. Gute Arbeitsbedingungen für 
das Personal sind gerade in Zeiten des Fachkräftemangels ein 
wichtiges Fundament der Leistungsstärke unserer Hochschu-
len bei Forschung, Lehre und Transfer.“
Dr. Claudia Schilling, Senatorin für Wissenschaft und Häfen

https://doi.org/10.47952/gro-publ-115
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Puzzlestücke der Hochschulpolitik 
Das 6. Bremer Hochschulreformgesetz ist in Kraft
► Für die Arbeit an den Bremischen 
Hochschulen bilden das Bremer Hoch-
schulgesetz (BremHG) und diverse wei-
tere Verordnungen und Normen den 
rechtlichen Rahmen. Insofern begleitet 
der Personalrat Veränderungsprozesse in 
diesem Bereich mit großer Aufmerksam-
keit und bringt Kommentare, Anmerkun-
gen und auch eigene Vorschläge mit ein.  

Die aktuelle Novellierung fand zusammen-
gefasst in einem „6. Bremer Hochschul-
reformgesetz“ statt, mit dem neben dem 
BremHG auch andere Rechtsvorschrif-
ten geändert wurden. Änderungen gab 
es dabei inhaltlich in vielen unterschied-
lichen Bereichen – wir greifen in diesem 
Beitrag nur einige ausgewählte heraus. 

Schon 2022 hatte der Personalrat eine 
schriftliche Stellungnahme zum damali-
gen Entwurfsstand an die Wissenschafts-
behörde gemeldet. Kurz vor Jahresende 
wurde der Gesetzesentwurf dann in ers-
ter Lesung in der Bürgerschaft behan-
delt und zur Stellungnahme an den 
Wissenschaftsausschuss überwie-
sen. Der Personalrat der Universität 
war – wie die Hochschulleitungen 
und viele weitere Interessenver-
tretungen – dann sehr kurzfristig 
eingeladen worden, den Abge-
ordneten im Wissenschaftsaus-
schuss eine Stellungnahme zu 
dem veränderten Gesetzesent-
wurf zukommen zu lassen. Zu-
sätzlich wurden von uns dann 
am 19. Januar 2023 einige 
wesentliche Punkte bei einer Anhö-
rung im Ausschuss mündlich akzentuiert. 

Inhaltlich berührt die Gesetzesnovel-
le viele sehr unterschiedliche Themen-
felder, unter anderem auch Aspekte der 
Hochschulzulassung, des Tierschutzes, 
das Promotionsrecht an Fachhochschu-
len und an der Hochschule für Künste. 
In unseren Stellungnahmen haben wir 
uns vor allem auf arbeitnehmer*innen-
relevante Aspekte der Gesetzesände-
rungen bezogen. Auf einige davon wol-
len wir im Folgenden kurz eingehen:
Auch ausgehend von den im Rahmen-
kodex formulierten Selbstverpflichtungen 
fordern wir regelmäßig Verbesserungen

Eine Vielzahl von Änderungen

im Hinblick auf die kontinuierliche und sys-
tematische Personalentwicklung für alle 
Beschäftigten ein. Das Thema wird sicher-
lich auch bei der Weiterentwicklung des 
Rahmenkodex eine wichtige Rolle spielen.

Der vorher unbestimmte Zeitrahmen für 
eine Evaluation und Weiterentwicklung des 
Rahmenkodex wurde konkretisiert: Künftig 
soll dieser Prozess in der Regel alle fünf 
Jahre stattfinden.

Der Paragraph zu Studentischen Hilfs-
kräften wurde dahingehend ergänzt, dass 

Beschäftigungsverhältnisse in 
der Regel für ein 

Semester 

 
werden (und natürlich 
darüber hinaus verlängert wer-
den können). Im Sinne einer besseren 
Planbarkeit für die studentischen Beschäf-
tigten war bereits bei den Diskussionen 
zum Rahmenkodex die Forderung nach 
längerfristigen Verträgen erhoben worden 
– eine Forderung die auch durch die Ini-
tiative TV-Stud deutlich unterstrichen wird. 
Die neue Bremer Regelung „in der Regel 
zwei Semester“ bleibt zwar hinter dem 
Berliner Vorbild zurück (im dortigen Hoch-
schulgesetz werden Beschäftigungen in 
der Regel für vier Semester begründet!) – 
sie ist aber auf jeden Fall ein Schritt in die 
richtige Richtung. 

Semester

Das neue Gesetz sieht neu an den 
Hochschulen eine*n „Beauftragte*n für 
Diversität und Antidiskriminierung“ vor. 
Die Wichtigkeit dieser Themen ist unbe-
stritten. Der Personalrat hat in der Anhö-
rung – wie manch andere auch – jedoch 
angemerkt, dass die genaue Rolle die-
ser Beauftragten (auch in Abgrenzung 
und Ergänzung zu bestehenden Inter-
essenvertretungen und Beratungsstel-
len) nicht klar genug geregelt ist. In der 
Gesetzesbegründung wird diese neue 
Funktion auch noch mit der für das The-
ma zuständigen Konrektorin und der zu-
ständigen Referentin in unklarer Weise 
vermengt. Hier wird also nun die Praxis 
zeigen müssen, ob der Gesetzgeber bei 
der nächsten Novelle nicht besser noch 

einmal nachsteuern sollte.

Studienfachwech-
sel wird 
nicht weiter 

erschwert

In großer Über-
e i n s t i m m u n g 

hatten sich Hoch-
schul le i tungen, 

Personalräte, Ge-
werkschaften, Ar-

beitnehmerkammer 
und Studierenden-

vertretungen gegen 
eine im Gesetzesent-

wurf vorgesehene Re-
gelung ausgesprochen, 

nach der ein zweimali-
ger Studienfachwechsel 

ein Immatrikulationshin-
dernis darstelle und ohne 

besondere Begründung 
und Genehmigung keine 

Einschreibung möglich wäre.
  

Eben- so wie berufliche Wege oft-
mals nicht ganz geradlinig verlaufen, gilt 
das auch für die Wahl des Studienfaches 
und den Studienverlauf – hier zusätzli-
che Hindernisse zu schaffen, erschwert 
es den Betroffenen, bei Bedarf ihr Studi-
enziel nachzusteuern. Gleichzeitig wäre 
durch die Regelung bei zentralen und 
dezentralen Studienberatungen sowie 
beim Sekretariat für Studierende zusätz-
liche Arbeit angefallen. Schon heute ist 
ein Studienfachwechsel für die Betrof-
fenen keine leichte Entscheidung – hier 

begründet
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muss eine inhaltliche Beratung die Betrof-
fenen unterstützen und nicht eine gesetz-
liche Hürde sinnvolle Umorientierungen 
verhindern. Hochschulübergreifend hatten 
sich auch die Studienberatungen in einem 
gemeinsamen Brief sehr massiv gegen die 
geplante Änderung ausgesprochen. 
Der deutliche Protest von allen Seiten 
wurde am Ende gehört und die fragliche 
Passage vor der endgültigen Abstimmung 
in der Bremischen Bürgerschaft dann aus 
dem Entwurf gestrichen.

LfbAs sind Teil des akademischen Mit-
telbaus

Bei einer früheren Änderung des Hoch-
schulgesetzes war der Paragraph zur Per-
sonalkategorie „Lehrkräfte für besondere 
Aufgaben“ (LfbA) in einen anderen Ab-
schnitt des Gesetzes verschoben worden 
– sie wurden nicht mehr unter „Personal 
des akademischen Mittelbaus“ gelistet. 
Schon damals hatte der Personalrat auf 
diesen Fehler hingewiesen und protes-
tiert. Von vielen Betroffenen war diese Ver-
schiebung auch als mangelnde Wertschät-
zung hinsichtlich der erbrachten Tätigke 
mischen Mittelbaus“ geführt.

Mehr Arbeitszeit für Qualifizierung bei 
Teilzeitstellen

Manche Prozesse dauern recht lange 
– umso schöner, wenn sie am Ende zu 
einem Erfolg führen: Schon 2015, als die 
Verhandlungen für den Rahmenkodex 

begannen, hatten Personalrat und Ge-
werkschaften sich dafür eingesetzt, dass 
Wissenschaftliche Mitarbeiter*innen 
auf Qualifizierungsstellen im Falle einer 
Teilzeitbeschäftigung eine Art Nachteils-
ausgleich erhalten sollen. Bislang war 
laut BremHG mindestens ein Drittel der 
Arbeitszeit für die eigene Qualifizierung 
vorgesehen, unabhängig vom Beschäfti-
gungsumfang. In der jetzt neugefassten 
Form wird ergänzend festgelegt, dass 
bei Teilzeitstellen mindestens die Hälfte 
der Arbeitszeit für die eigene Qualifizie-
rung zur Verfügung stehen muss. Die 
Hochschulleitungen hatten diesbezüglich 
Sorge, dass sich daraus negative Aus-
wirkungen auf das Lehrangebot ergeben 
könnten. Die Bürgerschaft griff jedoch 
den vom Uni-Personalrat eingebrachten 
Vorschlag auf, im Gesetz festzuschrei-
ben, dass bei allen Stellen ein Drittel der 
Arbeitszeit die mit der Stelle verbunde-

ne Lehrverpflichtung abdeckt. Somit 
ändert die Gesetzesnovelle quantitativ 
nichts an der Lehrverpflichtung, son-
dern die Erhöhung des Qualifikationsan-
teils der Arbeitszeit geht ausschließlich 
zu Lasten sonstiger Dienstleistungen. 
Vielleicht macht diese Änderung es für 
Hochschullehrer*innen attraktiver, ihre 
Ausstattungsstellen in Vollzeit zu be-
setzen, statt sie zu teilen? Das wäre ein 
willkommener Nebeneffekt!

Nach dem Gesetz ist vor dem Ge-
setz…

Am 23. Februar 2023 wurde das 6. Bre-
mer Hochschulrefomgesetz in zweiter 
Lesung in der Bremischen Bürgerschaft 
verabschiedet. Nach Veröffentlichung 
im Bremer Gesetzblatt sind die Ände-
rungen nun seit 03. März 2023 in Kraft.

Weitere Regelungen im Hinblick auf 
Personalkategorien und die Lehrver-
pflichtungsverordnung, wie sie u.a. der 
Personalrat schon seit längerem fordert, 
waren bei der diesjährigen Novellie-
rungsrunde weitgehend nicht Thema. 
Der Gesetzgeber will unter anderem 
auch die für Herbst/Winter geplante 
Novellierung des Wissenschaftszeitver-
tragsgesetzes auf Bundesebene abwar-
ten. Insofern ist zu hoffen, dass es dann 
bei der nächsten Anpassung im Rahmen 
eines 7. Bremer Hochschulreformgeset-
zes verstärkt um diese Themen geht.■
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Vertragsverlängerungen für befristet Beschäftigte
Gemeinsame Anstrengungen und Priorisierung

► Die Universität hat im Vergleich zu vie-
len anderen Dienststellen in Bremen eine 
immens hohe Zahl befristet Beschäftigter. 
Für alle befristet Beschäftigten gilt, dass 
sie sich spätestens 3 Monate vor Ende 
des befristeten Vertrages bei der Agen-
tur für Arbeit „arbeitssuchend“ melden 
müssen. Eine verspätete Meldung kann 
zu einer Sperrzeit im Hinblick auf Arbeits-
losengeld führen. Mündliche Aussagen 
von Vorgesetzten, dass es „mit der Ver-
tragsverlängerung schon klappen wird“ 
sind rechtlich nicht belastbar und sollten 
keinesfalls dazu führen, dass die Melde-
frist verpasst wird!

Qualifikationsstellenim Wissenschafts-
bereich 

Im Rahmenkodex war bereits 2016 verein-
bart worden, dass bei landesfinanzierten 
Qualifikationsstellen (das sind in der Re-
gel die Stellen aus Berufungs- bzw. Aus-
stattungszusagen für die Professor*innen) 
spätestens sechs Monate vor Auslaufen 
des Vertrages ein Status- bzw. Karriere-
gespräch mit den Vorgesetzten erfolgen 
soll. Auf Grundlage des Gespräches soll 
dann zeitnah über eine mögliche Verlän-
gerung des Vertrages entschieden wer-
den. Um die Arbeitssuchendmeldung zu 
vermeiden und sicherzustellen, dass der 
Anschlussvertrag spätestens vier Monate 
vor Vertragsende unterzeichnet werden 
kann, muss der Antrag auf Weiterbeschäf-
tigung umgehend nach dem Status-/Kar-
rieregespräch auf den Weg gebracht wer-
den.

Drittmittelfinanzierte Stellen

Ärgerlicherweise kommen Mittelbewilli-
gungen seitens der Drittmittelgeber oft-
mals zeitlich sehr spät. Dies erschwert und 
behindert die Vertragsgestaltung. Um dem 
im Rahmenkodex formulierten Anspruch 
gerecht zu werden, dass Anschlussver-
träge zeitnah zur jeweiligen Mittelfreigabe 
geschlossen werden sollen, sollten die 
Projektverantwortlichen frühzeitig (ggf. mit 
dem Vermerk, dass die Mittelbewilligung 
nachgereicht wird) die ansonsten voll-
ständigen Antragsunterlagen auf den Weg 
bringen. Zusätzlich sollen sie frühzeitig die 
Möglichkeit einer Ausfallbürgschaft durch 
die Kanzlerin oder etwaige Zwischenfinan-
zierungen prüfen.

Dringender Appell an alle Beteiligten

Um Unterbrechungen der Beschäfti-
gungsverhältnisse von bereits an der 
Universität tätigen Kolleg*innen zu 
verhindern, und die Zahl der die Be-
troffenen zeitlich und psychisch be-
lastenden Meldungen bei der Agentur 
für Arbeit deutlich zu reduzieren, hat 
der Personalrat auf der letzten Perso-
nalversammlung einen eindringlichen 
Appell an alle Beteiligten gerichtet:

•  Vorgesetzte und die Arbeitsbereiche 
sollen Weiterbeschäftigungsanträge früh-
zeitig auf den Weg bringen. Um eine Mel-
dung bei der Arbeitsagentur nach Möglich-
keit zu vermeiden, soll dies 6 Monate vor 
Vertragsende passieren. Bei einer Lan-
desstelle ist die Verlängerung langfristig 
planbar, bei einer Drittmittelstelle sollte 
sie ebenso frühzeitig vorbereitet werden. 
Die Anträge sollten vollständig sein bzw. 
den Hinweis enthalten, dass einzelne Do-
kumente wie Mittelbescheid oder Promoti-
onsurkunde zeitnah nachgereicht werden.

• Befristet Beschäftigte sollten ihre 
Vorgesetzten auf die fristgerechte Ent-

scheidung und Beantragung der Wei-
terbeschäftigung ansprechen – auch 
unter Verweis auf den Rahmenkodex.
 
• Der Arbeitgeber (Universitäts-
leitung und Personaldezernat) soll 
sicherstellen, dass die Weiterbeschäf-
tigungsanträge dann zeitnah geprüft 
und bearbeitet werden, damit der An-
schlussvertrag dann möglichst 4 Mona-
te vor Vertragsende geschlossen wird. 
Sofern wesentliche Unterlagen (z.B. 
seitens des Drittmittelgebers) noch 
fehlen, sollte die Prüfung dennoch so 
weit vorangetrieben werden, dass di-
rekt nach Eingang die Vertragsunter-
zeichnung erfolgen kann oder ggf. eine 
Zwischenfinanzierung erfolgen kann. 

In diesem Sinne hat der Personalrat 
die Universitätsleitung nach der Per-
sonalversammlung in einem Schrei-
ben eindringlich aufgefordert, durch 
geeignete Maßnahmen Weiterbe-
schäftigungsanträge auf allen Ebe-
nen der Universität zu priorisieren.■

Der Kontakt zu euch ist wesentlich für unsere Arbeit als  
Personalrat. Seit 2021 bietet der PR einen Podcast an. Darin 
sprechen wir über aktuelle Themen und beantworten Eure 
Fragen.
Alle Podcast-Folgen sind auf unserer Homepage  
unter dem Punkt „Infothek“: 
https://www.uni-bremen.de/personalrat/infothek abrufbar.

PR mit Podcast zu aktuel-
len Themen

https://www.uni-bremen.de/personalrat/infothek
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► Wir haben als Personalrat mit der 
Leitung des Personaldezernats Ende 
des letzten Jahres eine Ergänzung des 
Ergebnisprotokolls vom 29.11.2019 
verhandelt. Beiderseitiges Ziel war es, 
Verbesserungen bei der Stufenzuord-
nung bei Einstellung von Mitarbeiten-
den zu erreichen. 

Geregelt ist die Stufenzuordnung in § 16 
Abs. 2 TV-L. Ausschlaggebend für die 
Stufenzuordnung ist die einschlägige Be-
rufserfahrung und/oder Zeiten einer vor-
herigen beruflichen Tätigkeit, die  ganz 
oder teilweise für die Stufenzuordnung 
zu berücksichtigen sind, wenn diese 
Tätigkeit für die vorgesehene Tätigkeit 
förderlich ist. Das sind die sogenannten 
förderlichen Zeiten.  Leider gibt es bei 
den Möglichkeiten, einschlägige oder  
förderliche Berufserfahrung zu berück-
sichtigen, seit 2012 strenge Vorgaben 
aus der Senatorischen Behörde. Von die-
sen Vorgaben darf die Universität nicht 
abweichen, so dass nicht immer die Er-
fahrungsstufe gewährt werden kann, die 
wir oder auch neue eingestellte Kolleg:in-
nen  auf Grund ihrer Berufserfahrung für 
angemessen halten. Trotz der strengen 
Vorgaben herrschte Einigkeit, dass die 
verbleibenden Möglichkeiten voll aus-
zuschöpfen und diese bei Änderung der 
Landesvorgaben anzupassen sind.

Daher ergibt sich durch die jetzt ausge-
handelte Ergänzung des Ergebnispro-
tokolls lediglich die Anerkennung von 
förderlichen Zeiten beim Statuswechsel 
von wissenschaftlichen Mitarbeiten-
den zu wissenschaftlichen Angestell-
ten oder umgekehrt und auch bei allen 
anderen Wechseln im akademischen 
Bereich. Des Weiteren muss dieser 
Wechsel zwischen zwei Anstellungen 
nicht mehr nahtlos erfolgen, das heißt 
eine Unterbrechung muss sich nicht 
mehr schädlich auf die Stufenzuord-
nung auswirken. 

Leichte Verbesserungen bei der Stufenzuordnung bei einem Statuswechsel im  
akademischen Bereich

(K)ein Verfahren für Gefährdungsanzeigen
► Wie im letzten PR-Info bereits berich-
tet, möchten wir euch über den neuesten 
Stand der Entwicklung hin zu einer Ver-
einbarung für ein geregeltes Verfahren für 
Gefährdungsanzeigen informieren. 

Uns ist allen klar, dass ein Auto mit 10 
Liter Sprit nur eine bestimmte Strecke 
zurücklegen kann, danach bleibt es ste-
hen. Da können wir noch so sehr bitten 
und betteln, es fährt einfach nicht weiter. 
Bei Menschen wird diese Logik allerdings 
nicht akzeptiert.
Hier wird erwartet, dass ein definierter 

Aufgabenbereich, der eine entsprechende 
Stelle ausfüllt, gut auch noch um die Aufga-
ben eines abwesenden Kollegen erweitert 
werden kann. Und dies nicht lediglich für die 
Dauer eines Urlaubs. Sowohl Führungskräf-
te, als auch Mitarbeitende aus den verschie-
densten Bereichen sind davon betroffen.
Durch eine immer weiter zunehmende 
Arbeitsverdichtung, können solche lang-
fristigen Vertretungen nicht mehr von den 
Kolleg:innen aufgefangen werden. Ständige 
Überlastung macht krank und führt zu weite-
ren Vertretungssituationen. Mit Blick darauf 
haben wir der Unileitung einen Vorschlag für 

ein geregeltes Verfahren im Umgang mit 
Gefährdungsanzeigen unterbreitet und 
sind gescheitert. Die Kanzlerin unter-
stützt diesen Vorschlag leider nicht.

Da wir bereits ein Musterbeispiel entwi-
ckelt haben, wie ihr solch eine Gefähr-
dungsanzeige formulieren könnt, stellen 
wir die Datei dazu gern für euch zur Ver-
fügung. Ihr findet sie auf unserer Home-
page. Da jede Situation individuell ist, 
beraten und unterstützen wir euch gerne 
dazu.■

Vielmehr wird künftig jeder Einzel-
fall bei Statuswechsel im Ermessen 
entschieden. Dabei sind sich der 
Personalrat und die Kanzlerin der 
Universität Bremen einig, dass es 
das gemeinsame Ziel ist, die Univer-
sität Bremen als attraktiven Arbeits-
platz zu erhalten und zukünftigen 
Mitarbeiter:innen eine ihren Vorer-
fahrungen nach angemessene und 
wohlwollende Stufenzuordnung an-
bieten zu können. Die neue Formulie-
rung findet ihr hier.■

http://unihb.eu/ergebnisprotokoll20191129
http://unihb.eu/prinfo202301
http://unihb.eu/PRgua
http://unihb.eu/PRgua
http://unihb.eu/foerderlichezeiten
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Hier erhaltet ihr zusammengefasst einen 
Überblick über das jetzt geltende Verfah-
ren:

• Nach § 5 Abs. 1 S.1 EFZG haben alle 
Beschäftigten die Pflicht, eine Arbeits-
unfähigkeit und deren voraussichtliche 
Dauer unverzüglich (bis 10 Uhr) dem 
Arbeitgeber mitzuteilen. Diese Mittei-
lung kann telefonisch, per Mail oder 
auch gleich mit dem neuen Formular 
im jeweiligen Beschäftigungsbereich 
der Universität erfolgen. 

• Einige Bereiche haben die Änderung 
des Formulars durch das Dezernat 2 
dazu genutzt, das Meldeverfahren inner-
halb ihres Zuständigkeitsbereiches so 
umzustellen, dass eine Krank- bzw. Ge-
sundmeldung nur noch mit dem neuen 
Formular erfolgen soll. Das ist aber keine 
verpflichtende Vorgabe des Personalde-
zernats, sondern des Bereiches. Wir se-
hen dieses Vorgehen kritisch. Von Kran-
ken kann nicht erwartet werden, dass 
sie dieses Formular zu Hause ausfüllen 
und dann entsprechend weiterleiten. Wir 
haben hier auch datenschutzrechtliche 
Bedenken. Auf unserer Personalver-
sammlung am 27.02.2023 ist deutlich 
geworden, dass es viele unterschiedli-
che Vorgehensweisen in den Bereichen 

gibt. Wenn ihr Bedenken habt, meldet 
euch bitte bei uns.

• Spätestens ab dem 4. Tag der Arbeits-
unfähigkeit (AU) benötigen wir Beschäf-
tigte eine ärztliche Krankschreibung. Die 
Arztpraxis übermittelt die Daten der AU 
direkt an die gesetzliche Krankenkasse. 
Wir müssen dann wieder eine Mitteilung 
an unseren Bereich geben und der Be-
reich informiert dann das Dez. 2 mit dem 
neuen Formular. Von diesem Verfahren 
ausgenommen sind Privatversicherte 
und Beihilfeberechtigte. Für diese Be-
schäftigten ändert sich nichts, d.h. die 
AU-Bescheinigungen werden weiterhin 
in Papierform an das Personaldezernat 
weitergeleitet.

• In allen anderen Fällen muss nun die 
Universität initiativ werden und die Daten 
bei der Krankenkasse elektronisch an-
fordern (§ 5 Abs. 1a EFZG). Dies ge-
schieht in der Uni mit dem Programm 
SV-Net. Von der Krankenkasse dürfen 
nur der Name der versicherten Person, 
Beginn und Ende der AU und die Kenn-
zeichnung, ob es sich um eine Erst- oder 
Folgebescheinigung handelt, übermittelt 
werden. Diagnosen und behandelnde 
Ärzt:innen werden nicht mitgeteilt.

• Bis jetzt werden die Formulare über 
Krank- und Gesundmeldung in der Regel 
per Botenpost an das Dezernat 2 weiter-
geleitet. Es ist geplant, dieses Formular 
in Seafile hochzuladen. Momentan ist es 
noch nicht möglich. Die Personalabtei-
lung entwickelt gerade eine Verfahrens-
beschreibung mit Zugriffsrechten und 
wann die Daten gelöscht werden. Aber 
auch wenn dieses Formular in Seafile 
hochgeladen werden kann, ändert sich 
für uns Beschäftigte nichts an dem zuvor 
geschilderten Verfahren.

Für Anmerkungen, Rückmeldungen und 
Fragen zu diesem Thema stehen wir 
euch gerne zur Verfügung.■ 

► Kurz vor dem Jahresende 2022 
gab es aufgrund einer Mail des Per-
sonaldezernats viel Verwirrung un-
ter den Beschäftigten der Universi- 
tät. Aufgrund der Einführung der 
elektronischen Arbeitsunfähigkeits-
bescheinigung zum 01.01.2023 wurde 
das Formular geändert, mit dem die 
Krank- und Gesundmeldung an das 
Dezernat 2 erfolgt. 

In der ersten Version wurden einige 
Daten abgefragt, deren Weitergabe aus 
Datenschutzsicht bedenklich sind. Mitt-
lerweile wurde das Formular angepasst 
(LINK) und die abgefragten Inhalte auf 
notwendige Angaben beschränkt. Neu 
aufgenommen ist die Abfrage, ob die 
Arbeitsunfähigkeit (AU) durch Schädi-
gung durch Dritte verursacht wurde. Hin-
tergrund für diese Abfrage ist, dass bei 
Verschulden der Arbeitsunfähigkeit durch 
einen Dritten der Arbeitgeber davon 
Kenntnis erlangen muss, weil der Ver-
ursacher möglicherweise den Schaden 
des Arbeitgebers (Entgeltfortzahlung an 
den Beschäftigten) auszugleichen hat. 
Insoweit besteht eine Nebenpflicht der 
Arbeitnehmer:innen zur Information des 
Arbeitgebers in einem solchen Fall. Ge-
regelt ist dieser Forderungsübergang in 
§ 6 Entgeltfortzahlungsgesetz (EFZG). 

Einführung der elektronischen Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung (eAU)
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► Im PR-Info vom März 2022 infor-
mierten wir über die Bildung einer 
Stellenbewertungskommission an 
der SuUB, nachdem bis Ende 2020 
vierzig Anträge zur Höhergruppie-
rung auf Basis des aktuellen TV-L in 
der Personalstelle der SuUB einge-
gangen waren. Wir hatten damals ge-
schrieben, dass die Anträge bis Mitte 
2022 bearbeitet sein sollten. 

Wir waren da wohl doch zu optimistisch. 
Schließlich dauerte die Bearbeitung 
und letztlich Bewertung der Anträge 
bis Januar 2023. Am 22.02.23 wurde 
auf einem Jour fixe in der SuUB der 
aktuelle Ergebnisstand vorgestellt. Die 
Gründe für die zeitliche Verzögerung 
waren nicht in der Zusammenarbeit 
der Kommission – paritätisch besetzt 
mit drei Vertreter:innen der Leitung der 
SuUB sowie des Personalrats – be-
gründet. Ausschlaggebend waren die 
bisherigen Stellenbeschreibungen in 
der SuUB, die für die externe Expertin 
nicht aussagekräftig genug waren, um 
ihr eine fundierte Bewertung zu ermögli-
chen. Sämtliche Stellenbeschreibungen 
mussten neu erstellt werden, wobei die 
entsprechenden Tätigkeiten und Auf-
gaben ausführlich beschrieben  und mit 
vergleichbaren Stellen vereinheitlicht 
werden mussten. 

Eine fachfremde Person müsste aus 
den Beschreibungen sämtliche Auf-
gaben und Tätigkeiten nachvollziehen 
können, so die Grundaussage der Ex-
pertin, die für die Bewertung entschei-
dend waren (? Bezug ist mir unklar). 
Die Erstellung der neuen ausführlichen 
Beschreibungen dauerte bis Septem-
ber 2022. Wiederholt gab es Meetings 
zwischen Vorgesetzten und Exper-

Der Personalrat freut sich über  Anregungen,  Kritik und Fragen!

Stellenbewertungskommission der SuUB
tenperson, Stelleninterviews wurden 
durchgeführt und Überarbeitungen bzw. 
redaktionelle Korrekturen wurden vorge-
nommen. 

Vor Beginn der Bewertungen erkundigten 
sich die Vertreter des Personalrats bei 
den Antragstellenden nach der jeweiligen 
Kenntnis über die neuen Stellenbeschrei-
bungen und holten so das Feedback ein, 
dass die neu erstellten Beschreibungen 
nun einvernehmlich vorliegen. Nach dem 
von der Kommission zu Beginn fest-
gelegten Motto „das Machbare möglich 
machen“ basierend auf dem Tarifrecht 
erstellte die Expertin dann bis Dezember 
2022 Gutachtenvorschläge für alle Anträ-
ge, die danach in der Kommission disku-
tiert, geklärt, korrigiert wurden. 

raum erwies sich als konstruktiv, mitunter 
auch kontrovers mit strittigen Punkten 
oder Einschätzungen. Insgesamt äußer-
ten sich die Vertreter:innen der Leitung 
wie des Personalrats aber positiv über 
die Zusammenarbeit in der Kommission. 

Deren Arbeit íst mit Beschlussfassung 
über die Anträge nicht getan, es stehen 
die Bewertungen der Anträge aus dem 
IT-Bereich an, außerdem wird sich die 
Kommission um vergleichbare Stellen 
kümmern, deren Pendants aufgrund 
Beantragungen höhergruppiert worden 
sind. Auch möchte die Kommission ty-
pische Stellenprofile erstellen, die zu-
künftige Eingruppierungen oder Höher-
gruppierungen vereinfachen sollen. Die 
Personalentwicklung wird eingebunden 

Im Januar dieses Jahres wurde über die 
Anträge entschieden und entsprechende 
Beschlüsse gefasst. Im Ergebnis wurden 
von den 40 Anträgen aktuell 23 bewilligt 
und dementsprechend sollen die Kol-
leg:innen höhergruppiert werden.  Mit dem 
Ergebnis sind wir insgesamt zufrieden, wir 
haben uns allerdings doch insbesondere 
in den unteren Einkommensgruppen mehr 
erhofft. Ein letztes klärendes Gespräch 
mit der Expertin soll im April stattfinden. 
Die Zusammenarbeit zwischen Leitung 
und Personalrat über diesen langen Zeit-

werden, um für die Beschäftigten, die 
nicht höhergruppiert worden sind, Quali-
fizierungsmöglichkeiten und geänderte 
Stellenzuschnitte anzubieten, um für die 
Zukunft Höhergruppierungen zu ermög-
lichen. 

Nach erfolgter Mitbestimmung der Hö-
hergrupppierungsanträge und Gutachten 
durch den Personalrat werden alle An-
tragstellenden durch die Personalstelle 
informiert werden. 
Die Kommission arbeitet weiter.■

Geschäftsstelle des Personalrats

Anja Schwieger
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